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Anfrage in der letzten Legislaturperio-
de hingewiesen (siehe VBB-Magazin 
vom Oktober 2021). Der VBB wird sich 
hier weiterhin einbringen.

Unabhängig von diesen großen Ent-
scheidungslinien zeigt sich auch im Be-
reich der Privatisierung von Aufgaben 
der Wehrverwaltung, dass selbst hier 
eine schleichende Militarisierung mög-
lich ist. Am Beispiel der IT-Verantwor-
tung möchte ich dies für Sie einmal 
nachzeichnen, so wie ich es anlässlich 
der Betriebsräteversammlung der BWI 
am 6./7. Oktober in Bonn verdeutlicht 
habe:

Als ich 2002 im Planungsstab des 
Ministers Struck in Berlin meinen 
Dienst verrichtete, tauchte zum ersten 
Mal der Name „HERKULES“ auf. Wir 
hörten damals einen Vortrag über ein 
milliardenschweres Vorhaben, das die 
gesamte Bundeswehr verändern sollte. 

Die HERKULES-Aufgabe bestand darin, 
dass alle Bundeswehrstandorte mit 
neuer nicht militärischer Informations- 
und Telekommunikationstechnik aus-
gestattet und betrieben werden soll-
ten. Das Bundesministerium der 
Verteidigung (BMVg) wollte dazu mit 
einem privatwirtschaftlichen Konsorti-
um eine Gemeinschaftsfirma gründen.

Das Bundesamt für Informationsma-
nagement und Informationstechnik 
der Bundeswehr – kurz: IT-Amt – wur-
de mit der Umsetzung des Projekts be-
traut. Es war bisher Aufgabe dieses zi-
vilen Bundesamtes, Streitkräfte und 
Wehrverwaltung mit aufgabengerech-
ten, modernen und wirtschaftlichen 
IT-Verfahren und -Systemen auszustat-
ten. Die zu erbringenden Leistungen 
sollten nun in eine Firma überführt 
werden.

die Bundestagswahl ist vorüber, der 
20. Deutsche Bundestag hat sich konsti-
tuiert und es wird voraussichtlich eine 
neue politische Führung für die Bundes-
wehr geben.

Nachdem es auch durch die Bemühun-
gen des Verbandes der Beamten und 
Beschäftigten der Bundeswehr e.V. 
(VBB) gelungen ist, übereilte Entschei-
dungen zur Umsetzung der Eckpunkte 
„Bundeswehr der Zukunft“ vor der 
Bundestagswahl aufzuhalten, wird es 
die Aufgabe einer neuen Leitung sein, 
einen möglichen Reformbedarf in ei-
nen politischen Gesamtkontext zu stel-
len und entsprechend abzuleiten. Auf 
die Notwendigkeit eines umfassenden 
gesamtpolitischen Ansatzes für die De-
finition der Aufgaben der Bundeswehr 
hatte zuletzt die FDP in ihrer Kleinen 
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Für dieses ehrgeizige Projekt 
war ein langer Atem nötig:

	> 2002 begannen die Verhand-
lungen mit verschiedenen 
Firmenkonsortien.  

	> Im März 2005 bewertete das 
IT-Amt das vom Konsortium  
Siemens Business Services  
und IBM abgegebene Ange-
bot als verhandlungsfähig 
und es begannen die Ver-
tragsverhandlungen. 

	> Im Dezember 2006 wurde 
das Projekt schließlich vom 
Haushaltsausschuss des Bun-
destags gebilligt. Das IT-Amt 
erteilte offiziell den Zuschlag 
für das HERKULES-Projekt an 
das zuvor genannte Konsorti-
um, das Gemeinschaftsun-
ternehmen BWI Informati-
onstechnik GmbH wurde 
gegründet – später dann in 
die BWI GmbH eingebracht.

Mit diesem Projekt wurden 
Aufgaben der Wehrverwaltung 
privatisiert, Kolleginnen und 
Kollegen beurlaubt und beige-
stellt. Auch heute arbeiten 
noch viele zivile Bundeswehr-
angehörige in der BWI. An die-
ser Stelle möchte ich gerne als 
Vorsitzende des Verbandes der 
Beamten und Beschäftigten 
der Bundeswehr meinen 
Wunsch äußern, dass auch die 
Zivilbeschäftigten der Bundes-
wehr, die bei der BWI arbeiten, 
gute Entwicklungsmöglichkei-
ten haben und Führungsver-

antwortung übernehmen 
können.

Die Beteiligungsführung im 
BMVg erfolgte zunächst von 
der ehemaligen zivilen Abtei-
lung Modernisierung, dann der 
zivilen Ausrüstungsabteilung 
und mittlerweile von der zivi-
len, aber militärisch geführten 
Abteilung CIT.

Das Jahr 2016 führte zu einer 
Zäsur:

	> Die BWI wurde in eine 
100-prozentige Tochter des 
Bundes umgewandelt.

	> Anfang 2016 wurde aber 
auch das Informationstech-
nikzentrum des Bundes  
(ITZBund) als zentraler  
IT-Dienstleister für die  
Bundesverwaltung gegrün-
det. Das ITZBund ist eine 
Anstalt des öffentlichen 
Rechts im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der 
Finanzen und soll im Rah-
men der sogenannten IT-
Konsolidierung des Bundes 
künftig den Großteil der 
Bundesverwaltung mit IT-
Dienstleistungen unterstüt-
zen. Hier wurde also nicht 
der Weg der Privatisierung 
gewählt.

Es wird spannend sein, ob und 
wie sich die neue Bundesregie-
rung in der Frage der Umset-
zung der Digitalisierung der 

Bundesverwaltung neu positi-
oniert. Und es wird spannend 
sein, ob das viel diskutierte Di-
gitalisierungsministerium das 
Licht der Welt erblickt; und, 
wenn ja, mit welchen Aufga-
ben …

Aber zurück zur Bundeswehr: 
Sie werden sich fragen, warum 
das Beteiligungsmanagement 
der BWI GmbH durch eine zivi-
le Abteilung erfolgt, diese je-
doch militärisch geführt wird. 
Das Zauberwort in diesem Zu-
sammenhang ist „Wechselstel-
le“. Das bedeutet, dass eine 
entsprechend codierte zivile 
oder militärische Stelle auch 
statusfremd besetzt werden 
kann. Im BMVg trifft dies auf 
drei zivile und zwei militäri-
sche Abteilungsleitungen zu. 
So weit die Theorie – in der 
Praxis sind die beiden als 
Wechselstellen codierten mili-
tärischen Abteilungsleitungen 
militärisch besetzt, aber zwei 
von den drei als Wechselstel-
len codierten zivilen Abtei-
lungsleitungen sind militärisch 
besetzt. Auf diese Art und 
Weise kommt es zu einer wun-
dersamen Vermehrung von 
militärisch geführten Abtei-
lungsleitungen im BMVg, zum 
Nachteil von Förderungsmög-
lichkeiten für zivile Kollegin-
nen und Kollegen.

Für den militärischen Abtei-
lungsleiter CIT ist mit dem 

zu der Geschäftsführung der 
BWI beurlaubten General-
leutnant auch eine ebenen-
gerechte Verständigung 
möglich. Ich muss nicht er-
wähnen, dass auch diese 
Position früher zivil besetzt 
war.

Weitere etliche beurlaubte 
Soldaten nehmen Führungs-
aufgaben innerhalb der BWI 
wahr oder sind mit Schlüssel-
funktionen betraut. Die sachli-
che Notwendigkeit solcher Un-
terbringungen darf vor dem 
Hintergrund des überwiegend 
zivilen Charakters der Aufgabe 
und der Organisationsform 
hinterfragt werden. 

Dies erfolgt vom VBB auch an 
geeigneter Stelle.

Unabhängig davon ist die BWI 
ein starker, verlässlicher Part-
ner für die Bundeswehr und 
hat in Pandemiezeiten die Bun-
deswehr in großer Geschwin-
digkeit mit mobilen Geräten 
ausgestattet – hierfür möch-
ten wir den Kolleginnen und 
Kollegen auch einmal unseren 
Dank aussprechen.  

In diesem Sinne 
Ihre

 
Imke v. Bornstaedt-Küpper 
Bundesvorsitzende

Verband der Beamten und Beschäftigten der Bundeswehr e.V.

www. 
vbb-bund.de

Baumschulallee 18 a · 53115 Bonn · Telefon 0228.389270 · mail@vbb-bund.de
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VBB nimmt an der  
Betriebsräteversammlung der BWI teil
Am 7. Oktober 2021 nahm die Bundesvorsitzende des Verbandes der Beamten und Beschäftigten der 
Bundeswehr (VBB), Imke v. Bornstaedt-Küpper, auf Einladung des Vorsitzenden des Gesamtbetriebs
rates der BWI, Wolfram Schmidt, an der Betriebsräteversammlung der BWI in Bonn teil.

Sie nutzte die Gelegenheit, um 
auf die Wichtigkeit der Arbeit 
der BWI für die Angehörigen 
der Bundeswehr und auf aktu-
elle Themen hinzuweisen.

Hier ein Auszug aus dem  
Statement:

„Die Arbeit der BWI hat unmit-
telbare Auswirkungen auf den 
Alltag der Angehörigen der Bun-
deswehr. Ganz unmittelbar und 
unvermutet geschah dies in der 
Coronapandemie. Viele Be-

schäftigte mussten aus Präven-
tionsgründen in das sogenannte 
Homeoffice geschickt werden, 
ohne eine entsprechende 
Hardware zur Verfügung zu ha-
ben. Im Bundesamt für Perso-
nalwesen der Bundeswehr soll 
die mobile Ausstattung zu Be-
ginn der Pandemie bei 17 Pro-
zent gelegen haben. Ob dies 
auch auf die ausgeprägte Prä-
senzkultur der Bundeswehr zu-
rückzuführen ist, bleibt dahin-
gestellt. Es wurde so schnell 
wie möglich reagiert und die 

Ausstattung mit Laptops rapi-
de und substanziell verbessert.

Die Auswirkungen der Digitali-
sierung auf die Beschäftigten 
sind nicht marginal.

Deshalb hat sich im Juni die-
ses Jahres nach zwei Jahren 
intensiver Verhandlungen das 
Bundesinnenministerium un-
ter anderem mit dem dbb be-
amtenbund und tarifunion 
auf einen Digitalisierungsta-
rifvertrag geeinigt.

Dieser Tarifvertrag für die 
rund 126.000 Beschäftigten 
des Bundes tritt am 1. Januar 
2022 in Kraft und kommt zu-
künftig immer dann zur An-
wendung, wenn es infolge 
von Digitalisierung zu we-
sentlichen Änderungen der 
Arbeitsplatzanforderungen 
oder Arbeitsplatzbedingun-
gen kommt. 

Ganz wichtig ist hier der  
Anspruch auf Qualifizie- 
rung.“�
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Neuerungen bei der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (AU)
Der „Gelbe Schein“ zur Meldung der Arbeits
unfähigkeit (AU) wird abgeschafft, so liest man 
es die Tage immer wieder. Aber was genau ist 
dran an dieser Nachricht?

Tatsächlich kommt es 2021 zu 
einer wichtigen Änderung bei 
der Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung (AU). Ab dem 
1. Oktober 2021 startet die 
elektronische Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung (eAU) – 
diese gilt jedoch nur für GKV-

versicherte-Personen und 
ersetzt nur die Meldung an die 
Krankenkasse.

Ursprünglich war geplant, dass 
bereits Anfang 2021 Schluss 
mit dem „Gelben Schein“ sein 
sollte – zumindest hinsichtlich 

der Meldung 
an die Kran-
kenkasse. So 
sah es jeden-
falls das am 
19. Mai 2019  
in Kraft getre-
tene „Gesetz 
für schnellere 
Termine und 
bessere Versor-
gung“ (Termin-

service und Versorgungsge-
setz, TSVG) vor. In ihm wurde 
unter anderem geregelt, dass 
Ärzte/-innen ab dem 1. Januar 
2021 verpflichtet sind, die Da-
ten zur Arbeitsunfähigkeit ih-
rer Patienten/-innen direkt und 
digital an die Krankenkasse der 
Erkrankten zu schicken.

Da die dafür notwendige Tech-
nik jedoch nicht rechtzeitig flä-
chendeckend für alle Praxen 
und Krankenkassen zur Verfü-
gung gestellt werden konnte, 
wurde zusammen mit dem 
Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG) entschieden, 
dass diese Änderung beim AU-
Schein auf den 1. Oktober 2021 
verschoben wird.

Mit dem „Dritten Bürokratie-
entlastungsgesetz“ (BEG III) 
wurde darüber hinaus gere-
gelt, dass die Arbeitgeber ab 

dem 1. Januar 2022 nach An-
zeige der Arbeitsunfähigkeit 
durch den Arbeitnehmer/die 
Arbeitnehmerin bei den Kran-
kenkassen alle notwendigen 
Daten elektronisch abrufen 
können, sodass auch die Ver-
pflichtung zur Abgabe der 
AU-Bescheinigung durch den 
Arbeitnehmer/die Arbeitneh-
merin entfällt. Aber auch hier 
kann der Zeitplan nicht einge-
halten werden.

	< Die nunmehr geplan-
ten Änderungen

Ab dem 1. Oktober 2021 wer-
den die Daten der AU elektro-
nisch an die Krankenkasse 
übermittelt (Praxen, die noch 
nicht über die notwendige 
Technik verfügen, können noch 
bis Ende des Jahres das alte 
Verfahren nutzen – Über-
gangsregelung).
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Besuch des Bundesschwerbehindertenvertreters 
des VBB in der Geschäftsstelle
Zu einem Abstim-
mungsgespräch mit der 
Bundesvorsitzenden 
Imke v. Bornstaedt-
Küpper kam der Bundes-
schwerbehindertenver-
treter des VBB, Gerhard 
Bernahrndt, nach Bonn.

Einig waren sich beide darin, 
dass sich die 2019 neu geschaf-
fene Position bewährt hat. 
Nach coronabedingten Ein-
schränkungen ist wieder eine 
erhöhte Nachfrage zu verzeich-
nen.

Es ist ein wichtiges Anliegen 
des VBB, die Belange der 
Schwerbehinderten aktiv zu 
vertreten.�

©
 V

BB

8

Ve
rb

an
d 

de
r B

ea
m

te
n 

un
d 

Be
sc

hä
ft

ig
te

n 
de

r B
un

de
sw

eh
r

vbb

> vbb magazin  |  November 2021



Jobticket/Ausbildungsticket
Künftig wird es den Beschäftigten der Bundes-
wehr ermöglicht, ein Jobticket/Ausbildungsticket 
zu beziehen, wofür der Dienstherr einen steuer-
freien Arbeitgeberzuschuss gewährt.

Die Höhe des Zuschusses be-
trägt die Hälfte der Monats-
kosten des Tickets, maximal 
40 Euro pro Monat.

Die technischen und organisa-
torischen Vorbereitungen für 
die Zahlung des Zuschusses 
werden zeitnah abgeschlossen 
sein. Der Zuschuss kann ab so-
fort durch die Beschäftigten 
beantragt werden. Wichtig in 
diesem Zusammenhang: Der 
Zuschuss wird ab Antragsda-
tum gewährt.

Es obliegt der Beschäftigungs-
dienststelle beziehungsweise 
dem/der Ausbildungsbeauf-
tragten, die Zuschussanträge 
der Beschäftigten mit Nach-

weis des Erwerbs eines zu-
schussfähigen Tickets entge-
genzunehmen und an die 
jeweilige Bezüge zahlende Stel-
le zu übermitteln.

	< Wichtige Hinweise

Das Jobticket/Ausbildungsti-
cket ist von den Beschäftigten 
des Geschäftsbereichs BMVg 
beim jeweiligen Verkehrsver-
bund zu beantragen und zu 
bezahlen.

Die Bestätigung der Zugehörig-
keit zur Beschäftigungsdienst-
stelle auf dem Bestellschein 
erfolgt durch die Beschäfti-
gungsdienststelle des Antrag-
stellers.

Das Formular zur Beantragung 
eines Jobtickets sowie die je-
weiligen Nutzungsbestimmun-
gen der Verkehrsverbünde sind 
auf der Internetseite des BADV 
unter Jobticket und dort unter 
dem jeweiligen Verkehrsver-
bund zu finden (https://www.
badv.bund.de/DE/ZentraleAuf 
gaben/JobTicket/start.html).

Das Formular zur Beantragung 
des Arbeitgeberzuschusses 
(BW-2629) wird zeitnah in die 
Formulardatenbank der Bun-
deswehr eingepflegt. Es sollte 
zudem den Beschäftigungs-
dienststellen vor Ort vorliegen.

Der Arbeitgeberzuschuss zum 
Jobticket/Ausbildungsticket 
ist über die jeweilige Beschäf-
tigungsdienststelle bezie-
hungsweise die/den Aus
bildungsbeauftragten im 
Bereich des Verkehrsverbun-
des zu beantragen.

Der Zuschuss kann frühestens 
Anfang 2022 ausgezahlt wer-
den. Es erfolgt eine rückwir-
kende Zahlung ab Antragsmo-
nat. Die Auszahlung erfolgt 
über die zuständige Bezüge 
zahlende Stelle beim BVA.

Das Jobticket/Ausbildungsticket 
kann nicht nur dienstlich, son-
dern gegebenenfalls entspre-
chend der Nutzungsbedingun-
gen des Verkehrsverbundes, 
auch privat genutzt werden.

Für grundsätzliche Fragen 
zum Thema Jobticket bezie-
hungsweise Arbeitgeberzu-
schuss ist das BAPersBw VII 
1.3 zuständig.

Weitere Informationen enthält 
die Richtlinie des BMI für den 
Arbeitgeberzuschuss zum Job-
ticket vom 18. Mai 2021 auf 
der VBB-Homepage im Artikel 
Jobticket/Ausbildungsticket.�

Weitere Infos zur Beantragung  
des Jobtickets/Ausbildungstickets
Nachfolgende Hinweise zur Beantragung des 
Jobtickets/Ausbildungstickets sind von P III 1 auf 
der Startseite des Intranets BMVg eingestellt wor-
den. Wichtig: Der Monat der Antragstellung be-
stimmt den Beginn eines möglichen Zuschusses!
Inhalt der Intranetseite:

„Berlin/Bonn, 18. Oktober 
2021.

Angehörige des Bundesminis-
teriums der Verteidigung 
(BMVg), die Jobtickets der Ver-
kehrsverbünde in Bonn oder 
Berlin nutzen, können hierfür 

einen Zuschuss beantragen. 
Der Monat des Eingangs des 
Antrags bestimmt den Beginn 
der Bezuschussung.

Der widerrufliche Arbeitgeber-
zuschuss für ein Jobticket be-
trägt an beiden Dienstorten 
des Ministeriums maximal 
480 Euro im Jahr und wird als 

monatlicher Betrag von bis 
zu 40 Euro gewährt. Beträgt 
der Preis für das Jobticket we-
niger als 40 Euro im Monat, 
so wird hier die Hälfte der 
Kosten dieses Jobtickets als 
Zuschuss gewährt, im Bereich 
des Verkehrsverbundes Berlin-
Brandenburg (VBB) aber min-
destens 15 Euro (Mindestbe-
trag).

Der Zuschuss ist ein Monatsbe-
trag und wird nicht tageweise 
berechnet. Der Monat des Ein-
gangs des Antrags bestimmt 
mithin den Beginn der Bezu-

schussung. Bis zur finalen Ein-
richtung einer für die Dienst
sitze BMVg zuständigen Stelle 
können Anträge auf einen Zu-
schuss zum Jobticket fristwah-
rend gerichtet werden an:

IUD III 2 Bonn (für den Verkehrs-
verbund Rhein-Sieg – VRS) 
Geschäftszimmer Gebäude 
800, Raum 2031

IUD III 2 Berlin (für den Ver-
kehrsverbund Berlin-Branden-
burg – VBB) 
Geschäftszimmer SH 08 014 
(Shellhaus).“�

Ab dem 1. Juli 2022 stellen 
die Krankenkassen die AU in 
elektronischer Form den 
Arbeitgebern/-innen zum 
Abruf zur Verfügung.

Für Kassenpatienten bedeutet 
dies: Der Durchschlag für den 

Arbeitgeber und der für zu 
Hause bleibt auch nach dem 
1. Oktober 2021 erst mal erhal-
ten. Der Arbeitnehmer/die Ar-
beitnehmerin ist nach wie vor 
verpflichtet, sich im Falle einer 
Erkrankung umgehend beim 
Arbeitgeber krankzumelden 

und muss die AU beim Arbeit-
geber eigenständig abgeben.

	< PKV-versicherte 
Personen

Dies alles gilt – wie oben er-
wähnt – letztendlich nicht für 

Nicht-GKV-Versicherte. Für pri-
vat Versicherte greifen die Ge-
setze nicht: Hier muss weiterhin 
die AU-Bescheinigung durch 
den Arbeitnehmer/die Arbeit-
nehmerin rechtzeitig in Papier-
form bei den zuständigen Stel-
len eingereicht werden.�
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